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VOM WESEN UND WERT DEMOKRATISCHER VERFASSUNGSSTAATLICHKEIT

I.

Die Verfassung ist der Ausdruck eines Zustandes; spricht man von der Verfassung eines Menschen, so meint
man seine Haltung; spricht man von der Verfassung eines Staates, dann versteht man darunter den Zustand der
Ordnung eines Staates.

Betrachtungen über die Verfassung eines Staates stellen daher gleichzeitig auch Betrachtungen über die
Situation der Ordnung eines Staates dar. Die Verfassung wird daher auch als Staatsordnung bezeichnet. Sie konsti-
tuiert und legitimiert die Ordnung eines Staates überhaupt und ermöglicht deren Weiterentwicklung.

Nach den Ordnungsbedürfhissen und Problemlagen in einem Staat, dem politischen Bewusstsein seiner
Einwohner und den politischen Kräften in einem Staat wird sowohl die Staats- wie die Verfassungswerdung jeweils
verschiedene Wirkkräfte haben. Nicht zuletzt wird die Verfassung eines Staates auch in einer gewissen Weise von
der Situation dieses Staates in der Völkergemeinschaft mitbestimmt, wie z.B. früher die Staaten Mittel- und
Osteuropas als sogenannte Volksdemokratien im seinerzeitigen kommunistischen Ostblock oder die Staaten der
Europäischen Union im Zusammenhang mit der Integration Europas.

Ihren Funktionen nach hat eine Verfassung Ordnungskräfte in einem Staat zu repräsentieren und zu integrieren,
damit eine Staatgewalt möglich wird. Diese Staatsgewalt hat auf die Anliegen der Gesellschaft und der
Einzelmenschen eine Antwort zu geben, die in der heutigen Zeit in vielen Fällen mit Sozialhilfen und damit auch
mit Sozialkorrekturen verbunden sind. All diese Aufgaben wird ein Staat nur bei Dauer seines Bestehens erfüllen
können, weshalb die Kontinuität der Verfassung von Wichtigkeit ist.

Diese Funktionen der Repräsentationen, Integration, des Antwortgebens, der Sozialhilfe und der Kontinuität
einer Verfassung werden in zwei verschiedenen Formen möglich sein, nämlich als geschriebene oder
ungeschriebene Verfassung.

Die geschriebene Verfassung kann in einer Verfassungsurkunde beinhaltet sein. Als Beispiel sei die Verfassung
der USA von 1787, sowie die Verfassung Deutschlands, nämlich das Bonner Grundgesetz 1949, genannt, das mit
seinem Inkorporierungsgebot in Art. 79 Abs. 1 verlangt, dass jede Verfassungsänderung nur durch Aufnahme in das
Grundgesetz erfolgt. Eine solche Identität von Verfassung und Verfassungsurkunde kann ein besonderes
Verfassungs- und damit auch Staatsbewusstsein ermöglichen. Anders hingegen dort, wo es für eine
Verfassungsordnung mehrere Verfassungsrechtsquellen gibt, wie z.B. in Österreich.

In Österreich ist Verfassungsrecht in Verfassungsgesetzen des Bundes und der Länder, in einfachen
Bundesgesetzen enthaltenen Verfassungsbestimmungen sowie in verfassungsändernden Staatsverträgen verankert.
Die Folge dieses Rechtsquellenpluralismus ist eine Unübersichtlichkeit und ein mangelhaftes
Verfassungsbewusstsein.

Anders ist hingegen die Situation in Staaten, in denen es keine geschriebene Verfassung gibt. In diesem Fall
ist es, wie etwa im Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland, ein entsprechendes patriotisches
Bewusstsein, welches mit einer beachtenswerten politischen Tradition eine Verfassungsordnung ermöglicht.

II.

Der demokratische Verfassungsstaat, der zunächst im 19. Jahrhundert in der Staatsform der konstitutionellen
Monarchie und später auch in der demokratischen Republik auftrat, ist das normative Ergebnis einer Mehrzahl von
Entwicklungstendenzen. Zunächst ist der Rationalismus zu nennen, der durch Vernunftoptimismus zu den
Kodifikationen zuerst des privaten Rechts und später auch unter dem Einfluss der Aufklärung sowie in kritischer
Auseinandersetzung mit dem Absolutismus zur Kodifikation auch des öffentlichen Rechts führte. Diese
Verfassungsurkunden, welche besonders deutlich im 19. Jahrhundert eine Konfrontation von Gesellschaff und Staat
unter dem Bemühen um Beschränkung der Stellung des Monarchen verdeutlichten, erhalten eine besondere Prägung
durch das Entstehen des Gesetzesstaates, nämlich des demokratischen Rechtsstaates, in dem Liberalismus und
Demokratismus eine Symbiose eingegangen sind. Der Liberalismus war nach dem Erleben der Herrschermacht in
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der Monarchie auf die Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit des Staatshandelns durch Bindung an generell abstrak-
te Normen gerichtet, welche der Demokratismus auf dem Wege der parlamentarischen Staatswillensbildung
ermöglichte.

Dieser Weg der demokratischen Verfassungs- und Rechtsstaatlichkeit war auch beginnend mit der
Französischen Revolution und immer stärker werdend im 19. Jahrhundert verbunden mit einem sich zunächst poli-
tisch und später auch konstitutionell ausdrückenden Nationalbewusstsein, das Nationalstaaten und nationalstaatliche
Verfassungen entstehen ließ.

Alle diese Verfassungsrechtssysteme sind Ergebnisse einer sich normativ ausdrückenden Auseinandersetzung
der Politik mit der Geschichte eines Staates sowie der Gegenwarts- und Zukunftserwartungen eines Volkes unter
Heranziehung des Instrumentariums des jeweiligen Rechtssystems. Dadurch wird das Verfassungsrecht zum
Ausdruck kodifizierter Politik eines Staates und seiner politischen Kultur. In ihrer kontinuierlichen Geltung erweist
sich daher das Verfassungsrecht eines Staates auch als Perpetuierung einer politischen normativen
Momentaufnahme, wodurch auch Geschichte weiterwirken kann.

Betrachtet man die Verfassungsentwicklung in den heutigen Demokratien Europas, so kann man vor allem
zwei Gruppen feststellen: zum einen die traditionellen Verfassungsstaaten mit freier Demokratie und zum anderen
jene Staaten Mittel- und Osteuropas, die sich seit der Wende um einen Weg zur demokratischen
Verfassungsstaatlichkeit bemühen. Die erstgenannte Gruppe ist durch einen mannigfachen Pluralismus im politis-
chen Leben gekennzeichnet. Die anderen Staaten der sogenannten neuen Demokratien suchen die viele Bereiche des
öffentlichen und privaten Lebens prägenden Spuren des früheren autoritären und totalitären Sozialismus zu beseiti-
gen und mit mehr oder weniger geglückter Kontinuität eine Systemänderung in Politik, Recht und Staat her-
beizuführen. Sie orientieren sich dabei zumeist an den Beispielen der bisherigen westlichen Demokratien, die sie
mit den hinterlassenen Resten des bisherigen sogenannten Staatssozialismus zu verkraften suchen, wobei die
Jahrzehnte statischer marxistischer Unfreiheit erkennbare Spuren hinterlassen haben.

III.

Der demokratische Verfassungsstaat ist zumeist gekennzeichnet von einem demokratischen Wahlrecht, von der
Bindung allen Staatshandelns an die Verfassung und die Gesetze, der Verantwortung des Parlaments zur
Gesetzgebung und Kontrolle, der Ministerverantwortlichkeit, den Grundrechten, der Gesetzesbindung der
Verwaltung, der Gewaltenteilung, der Unabhängigkeit der Gerichte, der Justizmäßigkeit der Verwaltung durch Über-
und Unterordnung der Verwaltungsbehörden, dem Instanzenzug mit Überprüfung der Verwaltungsakte durch
ranghöhere Verwaltungsbehörden und Gerichte, der Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rechnungs- und
Gebarungskontrolle durch Rechnungshöfe, in letzter Zeit auch durch die Schaffung der Einrichtung des
Ombudsmanns sowie von Formen der direkten Demokratie.

Diese hervorgehobenen wichtigsten Kennzeichen des demokratischen Verfassungsstaates in Europa stehen
unter dem Einfluss von zeitgebundenen Faktoren der Innen- und Außenpolitik; in der Innenpolitik etwa von Seiten
der politischen Parteien und Interessenverbände sowie von Politik- und Rechtsbewusstsein der Einzelmenschen im
Staat, in der Außenpolitik vor allem durch die Teilnahme an der europäischen Integration, etwa durch angestrebte
oder vollzogene Mitgliedschaft bei der Europäischen Union.

Diese Tendenzen der Entwicklung sind Teil eines Geschichtsverlaufs, in dem zu verschiedenen Zeiten die
Auseinandersetzung zwischen Staat und Gesellschaft, etwa zwischen dem Monarchen, seiner Regierung und den
Repräsentanten, früher die Stände, heute die Verbände, erfolgte. Die Demokratisierung des "Wahlrechtes und die
Rechte des Parlaments sind ein Ausdruck hierfür. Heute ist es der Einfluss der politischen Parteien und der
Interessenverbände, welcher im demokratischen Verfassungsstaat tonangebend wurde; dazu tritt seit dem Ende des
Sowjetimperiums und des Kommunismus ein Maß an Entideologisierung und Pluralisierung des politischen Lebens.

Mit dem Ende des Kommunismus in Mittel- und Osteuropa kam aber nicht das Ende der sozialen Frage, sie
blieb oft als neue Form der Armut bestehen und schuf neue Spannungen auf Grund neuer sozialer Unterschiede.
Auch trat nach dem Wegfall des marxistischen Einheitsdruckes eine neue Form, des Nationalismus hervor, der, wie
in den Nachfolgestaaten der UdSSR und Jugoslawien, zu folgenschweren Auseinandersetzungen zwischen den
Nationalitäten und Minderheiten führte: Es wurden separatistische, anarchistische und terroristische Aktionen geset-
zt; Staaten gingen unter und neue entstanden. Aus Bundesstaaten, wie der UdSSR wurden souveräne Staaten und in
Westeuropa entstand eine Rechtsform sui generis, nämlich die Europäische Union als Staatenverbund, auch sie hatte
Einfluss auf die Entwicklung der Verfassungsstaatlichkeit der modernen. Demokratien, berührt sie doch die
Gewaltenteilung, den Parlamentarismus und die Demokratien in einem Staat, da sie die Übertragung von
Hoheitsrechten des Staates an internationale Einrichtungen zur Folge hat.

IV.

Betrachtet man die Entwicklung der Verfassungsstrukturen und politischen Systeme einzelner moderner
Demokratien, die bei ihrer Vielzahl nur beispielhalber aber nie vollständig behandelt werden können, so zeigt sich,
dass das Wahlrechtssystem von grundlegender Bedeutung ist. Es dient der Repräsentation des Volkes und ist in
einem Staat mit parlamentarischem Regierungssystem, wie z.B. Deutschland und Österreich neben vielen anderen,
in dem vom Vertrauen des Parlaments – welches das Recht zur Mißtrauensvotierung hat – der Bestand der
Regierung abhängt, auch von Bedeutung für die Zusammensetzung der Regierung.
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In dieser Sicht besteht zwischen dem System des Wahlrechts und dem der Regierung ein enger
Zusammenhang. Hat sich nämlich ein Staat für das Proportionalwahlsystem, welches einen starken Repräsentations-
und einen geringen Integrationseffekt hat und deshalb nur sehr schwer eine absolute Mehrheit zustande kommen
lässt, entschieden, ist meist eine Koalitionsregierung mit einem kompromisshaften Regierungsprogramm die Folge;
in diesem Fall besteht zwischen der Koalition von Parteien in Regierung und Parlament ein solcher Zusammenhang,
dass die Gewaltenteilung zwischen den Koalitionsparteien einerseits sowie der Opposition andererseits verläuft. Die
parlamentarischen Kontrollrechte sollten in diesem Fall im Rahmen des Möglichen – abgesehen von der
Misstrauensvotierung – Minderheitenrechte werden, damit sie auch der Opposition zugänglich sind.

Anders ist hingegen die Situation beim Mehrheitswahlrecht. Hier besteht auf Grund des starken Integrations-
und geringen Repräsentationseffektes die Chance auf eine absolute Mehrheit und somit auf eine Alleinregierung
durch eine Partei. Die Gewaltenteilung kann so wirksam werden.

Die Gewaltenteilung, deren Ideengeschichte auf HESIOD, POLYBIOS, ARISTOTELES, JOHN LOCKE und
MONTESQUIEU zurückgeht, verlangt eine Funktionsteilung in Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung mit
einer „balance of power" und einer gegenseitigen Kontrolle. Wenn im heutigen Parteienstaat die Parlamentsmehrheit
die Regierung bildet, die Beamten sowie die Staatsanwälte weisungsgebunden und gehorsamspflichtig sind, letztere
dem Justizminister gegenüber, kommt es darauf an, welche Kontrolle im Parlament der Opposition offensteht und
wie die Rechtssetzung und Rechtsvollziehung durch unabhängige Gerichte, etwa durch Verfassungs- und
Verwaltungsgerichte, überprüft wird.

Daneben zeigen sich wirksame Formen der Gewaltenteilung durch eine Machtverteilung zwischen Bund und
Länder in einem Bundesstaat, in jeder Demokratie zwischen parlamentarischer und außerpolitischer Willensbildung;
letztere durch Fernsehen, Rundfunk, Massenmedien und insbesondere Zeitungen, zwischen indirekter, nämlich par-
lamentarischer Demokratie und direkter Demokratie in Form von Volksbegehren, Volksabstimmungen und
Volksbefragung sowie dem Petitionsrecht. Sie können die parlamentarische Staatswillensbildung nicht ersetzen,
sondern nur das freie Mandat des Parlamentariers als Entscheidungshilfe ergänzen. Eine Machtverteilung zeigt sich
auch zwischen den politischen Parteien und den übrigen Verbänden des öffentlichen Lebens, insbesondere den
Interessenverbänden.

V. 

Das politische Wollen der Parteien im parlamentarischen Regierungssystem wird im Rahmen des Möglichen
als Rechtssetzung durch den Inhalt des Verfassungsrechtes bestimmt. Da Verfassungsrecht nur in qualifizierter
Weise zustande kommen kann, nämlich mit einem besonderen Präsenz- und Konsensquorum sowie
Kennzeichnungspflicht, allenfalls in Verbindung mit einer Volksabstimmung, bestimmt das Verfassungsrecht
entscheidend das Verhältnis von Recht und Politik. Es stellt auch durch diese Qualifikationserfordernisse für sein
Zustandekommen und damit auch für seine Abänderung einen qualifizierten Schutz der parlamentarischen
Minderheit vor willkürlicher Verfassungsänderung dar.

Da das Verfassungsrecht im Gesetzesstaat als demokratischer Rechtsstaat – einem Stufenbau gleich – seine
Ausführung in der einfachen Gesetzgebung sowie der Verwaltung und Gerichtsbarkeit verlangt und jeder Rechtsakt
– gleich auf welcher Stufe – im Dienste der Verfassungskonkretisierung zu stehen hat, ist die mehr oder weniger
gegebene Ausführlichkeit des Verfassungsrechtes für die Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit der Rechtssetzung
und Rechtsvollziehung im Staat bestimmend. Je weniger das Verfassungsrecht normiert, etwa auch mit Staatszweck-
und Staatszielbestimmungen oder mit ethischen Aussagen, desto freier ist der einfache Gesetzgeber in seiner parla-
mentarischen Staatswillensbildung! Dies ist bei der Mehrzweckeverwendung des heutigen Staates von keiner gerin-
gen Bedeutung! Jene Aufgaben, zu denen ein Staat mit seinem Parlament und der Regierung sich verpflichtet, wird
er selbst auf Grund seiner Gebundenheit an Verfassungs- und Gesetzesrecht zu erfüllen haben; wie er dies aber tut,
ist eine politische Entscheidung. Konkret können diese Staatsaufgaben in ihrer Möglichkeit vor allem aus den
Kompetenzvorschriften des Verfassungsrechtes und den einfachen Gesetzen, besonders finanziell aus dem Budget,
entnommen werden.

Auf Grund der Anliegen der Einzelmenschen und der Interessen der Gesellschaft ist der heutige Staat auf kul-
turellen Fortschritt, wirtschaftliches Wachstum und soziale Sicherheit ausgerichtet. Im demokratischen Verfas sungs -
staat kann er Kultur-, Sozial- und Wirtschaftsstaat nur als Rechtsstaat, nämlich auf Grund von Gesetzen, werden.

Auf diese Mehrzweckeverwendung des demokratischen Verfassungsstaates beziehen sich auch die
Grundrechte. Sie sind als liberale Grundrechte auf eine Freiheit vom Staat durch Gewährung einer staatsfreien
Sphäre gerichtet, die z.B. durch die Glaubens- und Gewissensfreiheit, die Freiheit des Eigentums, die Freizügigkeit
der Person und des Vermögens, den Schutz vor willkürlicher Verhaftung usw., gewährleistet wird. Als politische
oder demokratische Grundrechte verwirklichen sie eine Freiheit im Staat durch Mitwirkung am öffentlichen Leben,
z.B. die Vereins- und Versammlungsfreiheit, das Petitionsrecht, Wahlrecht sowie liberal und demokratisch zugleich
der Gleichheitsgrundsatz. Er stellt eine Säkularisation christlichen Gedankengutes dar, nämlich des Glaubenssatzes
von der Gottesebenbildlichkeit aller Menschen. Daneben gibt es in den letzten Jahrzehnten immer deutlicher auch
soziale Grundrechte, wie z.B. das Recht auf Arbeit, auf gerechte und gesunde Arbeitsbedingungen, das Recht auf
berufliche Aus- und Fortbildung, auf Fürsorge und Rehabilitation, das Recht der Familie auf sozialen, gesetzlichen
und wirtschaftlichen Schutz, der Kinder und Jugendlichen auf Schutz, der Arbeitnehmerinnen auf Schutz etc. In den
letzten Jahren hat auch der Umweltschutz verfassungsrechtliche Bedeutung erlangt; man könnte ihn geradezu als
existentielles Grundrecht bezeichnen.
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Je weniger das Verfassungsrecht Staatszweck- oder Staatszielbestimmungen enthält, desto größer ist die
Verantwortung des Parlaments, durch einfache Gesetze den Weg zum Kultur-, Sozial- und Wirtschaftsstaat, als
Rechtsstaat immer durch Gesetze ermächtigt, zu beschreiten. Je nach den örtlichen und zeitlichen Gegebenheiten
kann dann kultureller Fortschritt, wirtschaftliches Wachstum und soziale Sicherheit angestrebt werden.

VI. 

Gesellschaft und Wirtschaft werden in der Pluralität ihrer Anliegen von den politischen Parteien und den
Interessenverbänden vertreten. In fast allen Demokratien haben die politischen Parteien und die Interessenverbände
einen Einfluss ausgeübt, der bisweilen die Grenzen ihrer Organisationen überschritten hatte. Die politischen Parteien
sind mit den Interessenverbänden von Einfluss auf die Zusammensetzungen von Parlament und Regierung und
bemühen sich vor allem in Staaten mit Proportionalwahlsystem um eine Aufteilung der Positionen im Staat nach
dem Verhältnis der abgegebenen Stimmen. Dieser sogenannte politische Proporz lässt leider allzu oft die
Nichtmitglieder außer Acht und erzeugt Spannungen im politischen Leben bei Menschen, die sich vom jeweiligen
politischen System ausgeschlossen fühlen. Dies hat mit das Entstehen von Alternativszenen zur Folge.

Ein besonderes Phänomen ist die Vielzahl an Gesetzen, die laufend wegen des Gebots der Gesetzesbindung
und der Mehrzweckeverwendung des Staates von Parlamenten beschlossen werden, aber in ihrem Inhalt nicht
immer von einzelnen Menschen verstanden und wegen ihrer Vielzahl auch nicht laufend zur Kenntnis genommen
werden können. So entsteht oft auch ein fehlendes Rechtsbewusstsein und bei einem Unrechtsbewusstsein einzel-
ner Menschen leider ein Verleiten auch zu Anarchismus und Terrorismus.

Zur Verbesserung der Beziehung von Einzelmensch und Staat wurde die Einrichtung des Ombudsmanns in
einzelnem Staat mit unterschiedlicher Bezeichnung nach skandinavischem Vorbild als Rechtshilfe- und
Rechtsschutzorgan geschaffen.

Aber auch der beste institutionalisierte Rechtsschutz verlangt eine praktizierte Rechtserziehung, d.h. ein
Bemühen um ein Verstehen der Verfassung und ihrer Gesetze; dies ist die Voraussetzung für ein Mitdenken,
Miturteilen und Mitentscheiden durch den Einzelmenschen im Staat. Gelegenheit hierzu bieten als Entscheidungs -
hilfen des Parlaments Volksbegehren, Volksbefragung oder Volksabstimmung. Daneben kann auch je nach dem jew-
eiligen Verfassungssystem die Möglichkeit einer zweiten parlamentarischen Kammer eine Rolle spielen.

Eine solche zweite Kammer kann entweder ein föderales, ein konservatives oder ein berufsständisches
Element in einem Parlamentssystem sein. Nur dann, wenn ein zur ersten Kammer verschiedenes Prinzip zum Tragen
kommt, gibt eine zweite Kammer im Parlament eine besondere Wirkung. Was für die Gesetzgebung im Besonderen
gilt, gilt auch für den Staat im Allgemeinen. Die verschiedenen Funktionen des Staates verlangen unterschiedliche,
sich aber ergänzende Strukturprinzipien.

VII. 

Betrachtet man das heutige Verfassungsleben, so drückt es – unabhängig von der jeweiligen Staatsform –
bisweilen in unterschiedlicher Stärke und Erkennbarkeit das aus, was CICERO unter gemischter Verfassung ver-
stand: das demokratische Prinzip in der Volksvertretung, das aristokratische Prinzip in einer zweiten Kammer des
Parlaments und das monarchische Prinzip in der Position des Staatsoberhauptes, sei dieses dazu durch Geburt oder
Wahl berufen.

Die Pluralität derartiger Verfassungsprinzipien vermag der Pluralität des öffentlichen Lebens und der Aufgaben
des Staates zu entsprechen. Die Menschen repräsentieren örtliche Zugehörigkeiten, religiöse Einstellungen, ideolo-
gische und weltanschauliche Auffassungen, berufliche Interessen und nicht zuletzt auch höchst persönliche private
Meinungen. Eine Demokratie ist ein politisches System, das auf Offenheit, nämlich Transparenz im Staat, abgestellt
ist und daher auch die entsprechende Repräsentation im Staat verlangt.

Der Repräsentation kann das Parlament dienen, in dessen Zusammensetzung die Einstellungen der Menschen
eines Staates und die Strukturen der Gesellschaft zum Tragen kommen. Das Parlament dient mittels der Wahl der
Vertretungen des Volkes, der Rechtsfindung durch die Gesetzgebung und der Kontrolle der politisch
Verantwortlichen und über diese der Vollziehung, soweit sie nicht der Kontrolle der Gerichte unterliegen.

Dieser Kontrolle im Staat dient auch das Vertrauensprinzip in einem parlamentarischen Regierungssystem.
Nach diesem müssen die Regierung und jedes ihrer Mitglieder vom Vertrauen des Parlaments getragen sein. Auf
diese Weise verbindet sich die Individualleistung des politisch Verantwortlichen in der Regierung mit dem Vertrauen
der politischen Verantwortungsträger im Parlament und somit das Individuelle mit dem Kollektiven.

Das Vertrauensprinzip des parlamentarischen Regierungssystems lässt die politischen Parteien, die als
Fraktionen im Parlament wirken, auf die Zusammensetzung der Regierung von prägendem Einfluss sein. Sie ist
zwar entscheidend, aber meist in ihrer Höchstverantwortung auf die Mitwirkung des Staatsoberhauptes angewiesen.
Dieses wirkt an dem für den Bestand der Regierung notwendigen Vertrauensprinzip ernennend, angelobend oder
aber auch abberufend und entlassend mit. Auf diese Weise ist für die Funktionsfähigkeit des parlamentarischen
Regierungssystems einer Demokratie sowohl das Vertrauen eines allgemeinen Vertretungskörpers als auch das des
Individualorgans Staatsoberhaupt bestimmend.

Bei einem Staatsoberhaupt in einer Monarchie verbindet sich im parlamentarischen Regierungssystem das
demokratische mit dem aristokratischen Prinzip, bei einem solchen der Republik aber, in dem das Staatsoberhaupt
entweder vom Volk oder vom Parlament gewählt ist, ist das demokratische Prinzip zweifach repräsentiert, nämlich

Herbert Schambeck. Vom Wesen und Wert demokratischer Verfassungsstaatlichkeit

375Часопис Київського університету права • 2012/1



durch das Parlament und das Staatsoberhaupt sowie mit Vertrauen beider durch die Regierung als oberstes
Vollzugsorgan.

Verschiedene Verfassungsprinzipien wirken gegenseitig ergänzend und kontrollierend zusammen. Letzteres ist
aber nur dann wirksam, wenn die Pluralität des Vielparteienstaates und nicht die Konformität einer einzigen Partei
in einer Demokratie bestimmend sind. Dies war als Unterschied zwischen den sogenannten freien westlichen
Demokratien und den Volksdemokratien in Mittel- und Osteuropa bis zur politischen Wende 1989/90 erlebbar.

VIII. 

Betrachtet man rück- und vorblickend die Entwicklung der Staaten und ihre Verfassungen des ausgehenden 20.
Jahrhunderts mit der Wende der Jahre 1989/90 und damit dem Ende des kommunistischen Machtblocks der soge-
nannten Volksdemokratien sowie die uns jetzt aufgegebene Situation am Beginn des 2. Jahrzehnts des 21.
Jahrhunderts, dann ist die Integration in Europa nicht mehr eine begleitet von Konfrontation mit dem
Kommunismus, sondern vielmehr eine Koordination von politischen Ordnungssystemen der Staaten von West-,
Mittel- und Osteuropa, in der jeder Staat bemüht ist, ein dem Einzelmenschen und der Gesellschaft übergeordneter
Herrschaftsverband zu sein, der Höchstfunktion erfüllt.

Diese Höchstfunktion des Staates verlangt die Ausübung des Rechts- und Machtzweckes, der Ruhe, Ordnung
und Sicherheit gewährt, und des Kultur- und Wohlfahrtzweckes, wodurch die Interessen der Gesellschaft mit den
Anliegen der Einzelmenschen, also als Individual- und Sozialanliegen auf kulturellen Fortschritt, wirtschaftliches
Wachstum und soziale Sicherheit aufeinander bezogen werden. Innere und äußere Sicherheit soll der heutige
demokratische Verfassungsstaat gewährleisten; das verbietet einerseits die Omnipotenz des Staates, der alle
Aufgaben an sich zieht und die Gesellschaft mit ihren Menschen verstaatlicht und andererseits einen Wandel des
Staates in ein Clearinghaus der Gruppeninteressen, während nämlich die Verstaatlichung der Gesellschaft das
Subsidiaritätsprinzip verletzt, verletzt der vergesellschaftete Staat den Grundsatz des Gemeinwohls. Es bedarf
vielmehr eine gegenseitige Bedingtheit von Staat. Gesellschaft und Einzelmenschen, in welcher der
Rechtswegestaat von einer sozialethischen Rechtsinhaltsbetrachtung begleitet wird, die es ermöglicht, dass die
Frage nach wozu und warum im und vom Staat eine Antwort erhält, die den Auftrag des Einzelnen im Staat nicht
zu einem Müssen an Pflicht, sondern zu einem Wollen an Notwendigkeit werden lässt. Dadurch besteht die Chance,
dass sich Konstitutionalität mit Legalität und beide sich mit Humanität verbinden, damit das Recht des Staates nicht
am, sondern vom Volk ausgeht. Wenn dies in einem Staat gelingt, wurde aus der Geschichte gelernt, der
Verantwortung der Gegenwart entsprochen und die Zukunft entsprechend vorbereitet. Diesen Weg wünsche ich der
ukrainischen Nation und ihrem Staat: ad multos annos.

Ре зю ме

Стат тя при свя че на аналізу фор му ван ня де мо кра тич ної кон сти туційності в країнах Євро пи, виз на чен ню оз нак де мо кра -
тич ної кон сти туційної дер жа ви, впли ву на них фак торів внутрішньої та зовнішньої політи ки, а та кож си с те ми ви бор чо го пра -
ва. Ав тор статті аналізує дієві кон сти туційні прин ци пи та функції дер жа ви, які за без пе чу ють вирішаль ну роль де мо кратії в су -
час них умо вах.

Клю чові сло ва: де мо кра тич на кон сти туційна дер жа ва, кон сти туція, кон сти туційні прин ци пи, прин цип суб сидіар ності,
здійснен ня пра во вих та влад них цілей. 

Ре зю ме

Ста тья по свя ще на ана ли зу фор ми ро ва ния де мо кра ти че с кой кон сти ту ци он но с ти в стра нах Ев ро пы, оп ре де ле нию при зна -
ков де мо кра ти че с ко го кон сти ту ци он но го го су дар ст ва, воз дей ст вия на них фак то ров вну т рен ней и внеш ней по ли ти ки, а так же
си с те мы из би ра тель но го пра ва. Ав тор ста тьи ана ли зи ру ет дей ст вен ные кон сти ту ци он ные прин ци пы и функ ции го су дар ст ва,
ко то рые обес пе чи ва ют ре ша ю щую роль де мо кра тии в со вре мен ных ус ло ви ях.

Клю че вые сло ва: де мо кра ти че с кое кон сти ту ци он ное го су дар ст во, кон сти ту ция, кон сти ту ци он ные прин ци пы, прин цип
суб си ди ар но с ти, осу ще ств ле ние пра во вых и вла ст ных це лей.

Summary

The article deals with the democratic constitutionality formation in the European countries, defining the features of the demo-
cratic constitutional state, influence of the internal and foreign policy factors on then, as well as election right system. The author of
the article analyses constitutional principles and functions of the state that provide for the leading role of democracy in the modern
world.

Key words: democratic constitutional state, the Constitution, constitutional principles, subsidiarity principles.
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ОСОБ ЛИ ВОСТІ ВИ НИК НЕН НЯ ТРУ ДО ВИХ ПРА ВОВІДНО СИН 
ПРАЦІВНИКІВ ПРО КУ РА ТУ РИ

Ду же ба га то суттєвих змін за ро ки не за леж ності на шої дер жа ви відбу ло ся як у си с темі ор ганів про ку -
ра ту ри, так і на вко ло неї. Нині у дер жаві не той соціаль но-політич ний лад, не ті фор ми уп равління, фор ми
влас ності, не ті функції про ку ра ту ри. Не те, за ве ли ким ра хун ком, і по коління як про ку рорів і слідчих, так і
тих, чиї інте ре си во ни по кли кані за хи ща ти. То му гли бо ке вив чен ня ста ну справ з ка д ро вим за без пе чен ням
ак ту аль не як ніко ли.

Успішне ви ко нан ня по кла де них на ор га ни про ку ра ту ри функцій пе ре бу ває у прямій за леж ності від ка -
д ро во го по тенціалу і йо го здат ності впо ра ти ся з ци ми за вдан ня ми. Якісна про фесійна підго тов ка, ви сокі мо -
ральні ри си та життєвий досвід кадрів да ють змо гу успішно вирішу ва ти за вдан ня зі зміцнен ня за кон ності та
пра во по ряд ку. 

У цій статті по став ле но пи тан ня про особ ли вості пра цев ла ш ту ван ня про ку рорсь ко-слідчих
працівників, ви мо ги, що став лять ся до них, а та кож по ря док про хо д жен ня ста жу ван ня в ор га нах про ку ра ту -
ри і прий нят тя «При ся ги працівни ка про ку ра ту ри». Ці пи тан ня висвітле но у пра цях А. В. Аку ли ча, Г. П. Се -
ре ди, П. М. Кар кач, О. Р. Ми хай лен ка та ін..

За двад цять років функціону ван ня про ку ра ту ри як са мостійно го дер жав но го ор га ну не за леж ної Ук раї -
ни бу ло виз на че но чи ма ло но вих підходів до розв’язан ня ка д ро вих про блем відом ст ва, але скла дові ор гані -
зації ро бо ти з ка д ра ми за ли ши ли ся незмінни ми з часів со юз ної дер жа ви. Во ни є та ки ми: добір кадрів, їхня
роз ста нов ка, про фесійна підго тов ка та ви хо ван ня, але їх слід суттєво ко ри гу ва ти, на пов ни ти но вим змістом.
По шу ки за собів, які уне мож ли ви ли би прий нят тя до ор ганів про ку ра ту ри лю дей ви пад ко вих, сла бо підго тов -
ле них, не чес них і не по ряд них, є од ним з го ло вних за вдань при до борі кадрів. Підхо ди до ка д ро во го ком плек -
ту ван ня за часів не за леж ності зміню ва ли ся. Але ста лим за ли шається те, що про ку рорські ко лек ти ви про дов -
жу ють по пов ню ва ти ся в ос нов но му за ра ху нок ви пу ск ників ба зо вих юри дич них вузів: Київсько го та Львів -
сько го універ си тетів, Одесь кої національ ної ака демії та Національ ної юри дич ної ака демії ім. Я. Му д ро го1.

Про те не мож ли во не ра ху ва ти ся з тим, що ча си зміню ють ся. Ос танніми ро ка ми знач но ус клад ни ла ся
про ку рорсь ко-слідча діяльність, що по тре бує відповідно го рівня про фесіоналізму. Са ме цим і бу ло про дик -
то ва не ство рен ня згідно з по ста но вою Кабіне ту Міністрів Ук раїни від 25 жовт ня 2002 р. № 1582 Ака демії
про ку ра ту ри, якій у 2007 р. на да но ста тус Національ ної, і по даль ше за по чат ку ван ня підго тов ки нею
спеціалістів для ор ганів про ку ра ту ри на базі ба ка лаврсь кої освіти2. Це не оз на чає відмо ви від співпраці з ба -
зо ви ми ву за ми, кра ще за них юри с та як та ко го ніхто підго ту ва ти не змо же, але да ти на за вер шаль но му етапі
на вчан ня на леж ну спеціалізо ва ну підго тов ку з не про стих ас пектів про ку рорсь ко-слідчої діяль ності – це
спра ва інша. Більш успішно це мо же зро би ти відо мчий вуз за уча с тю прак тич них працівників про ку ра ту ри.
Тоб то, йдеть ся про те, щоб по сту по во пе рей ти на ком плек ту ван ня ор ганів про ку ра ту ри ли ше ви пу ск ни ка ми
Національ ної ака демії про ку ра ту ри, але на ос нові ба ка лаврсь кої освіти, здо бу тої у ба зо вих ву зах.

Ви мо ги, що став лять ся до осіб, яких при зна ча ють на по са ди про ку рорсь ко-слідчих працівників, чітко
рег ла мен то ва но За ко ном Ук раїни «Про про ку ра ту ру». Стат тя 46 За ко ну виз на чає, що про ку ро ра ми та слідчи -
ми мо жуть при зна ча ти ся гро ма дя ни Ук раїни, які ма ють ви щу юри дич ну освіту, не обхідні ділові та мо ральні
якості. Ділові якості про ку рорсь ко-слідчих працівників охоп лю ють ком плекс про фесійних знань і прак тич -
них на ви чок, а та кож став лен ня їх до ви ко нан ня служ бо вих обов'язків. Над зви чай но важ ли вим є рівень про -
фесійно го уміння працівни ка, на явність у ньо го знань, на виків і осо би с тих яко с тей, не обхідних для ви ко нан -
ня відповідної ро бо ти.

Ділові якості працівників про ку ра ту ри – це те о ре тич на підго тов ка і прак тич ний досвід, уміння ор -
ганізу ва ти ро бо ту та якісно її ви ко ну ва ти, уміння ви я ви ти не доліки в ро боті та їх по до ла ти, здатність ре аль -
но оціни ти ре зуль та ти своєї ро бо ти. На фор му ван ня у працівників діло вих яко с тей знач но впли ва ють такі
чин ни ки:
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